
zentralistischer und interventionistischer Ansatz
traf vor allem auf Widerstand in Quebec wie im
erdölreichen Alberta, die nicht bereit waren, ihre
regionalen Initiativen nationalen Prioritäten unter-
zuordnen. Die protektionistischen Elemente des
Programms entfremdeten die USA und zugleich
die exportorientierten Branchen und multinationa-
len Unternehmen der kanadischen Wirtschaft.

Die 1984 ins Amt gekommene konservative Regie-
rung Mulroney setzte demgegenüber auf eine dezi-
diert neoliberale Wirtschaftspolitik. Ihr Kernstück
bildete das Freihandelsabkommen mit den USA,
das nach heftigen Kontroversen 1989 in Kraft trat
und 1994 um Mexiko zur Nordamerikanischen
Freihandelszone (NAFTA) erweitert wurde. Da-
mit sollten der Zugang zum amerikanischen Markt
gesichert, die Modernisierung der kanadischen
Wirtschaft angestoßen und zugleich innenpoliti-
sche Elemente einer neokonservativen Agenda
nach britischem und amerikanischem Vorbild fest-
geschrieben werden, die nach Auffassung der
Regierung Voraussetzung für eine kompetitive
Position in internationalen Märkten waren. Dazu
gehörten eine monetaristische Geldpolitik und
eine sparsame Haushaltspolitik. Der Rückzug des
Bundes aus Steuerungspositionen zugunsten der
Provinzen und des privaten Unternehmertums
wurde mit Rationalisierungs-, Deregulierungs- und
Privatisierungsmaßnahmen sowie mit Steuerrefor-
men angestrebt. Bis 1990 wurden 15000 Stellen im
Öffentlichen Dienst abgebaut, zahlreiche Behör-
den abgeschafft oder zusammengelegt. Dereguliert
wurde insbesondere im Bereich ausländischer In-
vestitionen, im Energie-, Verkehrs- und Finanz-
sektor. Bis 1992 waren 24 Staatsunternehmen des
Bundes oder Anteile des Staates im Wert von ins-
gesamt rund 4, Milliarden kanadischen Doll5 ar
privatisiert, darunter Unternehmen im Energie-
und Ressourcen-, Verkehrs- und Telekommunika-
tionssektor sowie zwei Flugzeughersteller und eine
Luftlinie. Im Bereich wirtschafts-, sozial- und
arbeitsmarktpolitischer Programme wurden ange-
bots- statt nachfrageorientierte Akzente gesetzt,
Kürzungen vorgenommen, das Prinzip der Univer-
salität eingeschränkt, Verantwortung und Kosten
vom Staat auf den Markt und den einzelnen, vom
Bund auf die Provinzen verschoben. 1988 und 1991
wurden Reformen der direkten und indirekten
Steuern durchgeführt5.

5 Vgl. Robert Bernier/James Iain Gow (Hrsg.), Un Etat
reduit? A Down-Sized State?, Sainte-Foy 1994.

6 Vgl. R. Borchard/F. W. Semrau (Anm.3), S. 23; OECD,
OECD Economic Surveys 1993-1994. Canada, Paris 1994,
S.18.
7 Vgl. zur Wirtschafts- und Sozialpolitik der Regierungen
Trudeau und Mulroney neben Beiträgen in Rainer-Olaf
Schultze/Steffen Schneider (Hrsg.), Kanada in der Krise.
Analysen zum Verfassungs-, Wirtschafts- und Parteien-
systemwandel in den 80er und 90er Jahren (i.E.): R. Ber-
nier/J. I. Gow (Anm. 5); Stephen Brooks, Public Policy in
Canada, Toronto 19932; Carolyn J. Tuohy, Policy and Poli-
tics in Canada, Philadelphia 1992.

Obwohl die Regierung Mulroney die neokonserva-
tive Agenda alles in allem nur moderat umsetzte,
erwies sich die wirtschafts- und sozialpolitische
Wende doch als folgenschwer. Anfang der neunzi-
ger Jahre stürzte die kanadische Wirtschaft in die

schwerste Rezession seit der Weltwirtschaftskrise
(vgl. Tabelle). Während die Inflation 1992 auf den
niedrigsten Stand seit Jahrzehnten zurückging,
stieg die Arbeitslosenquote wieder in den zwei-
stelligen Bereich. Seit dem Inkrafttreten des
Freihandelsabkommens mit den USA wurden
allein in der verarbeitenden Industrie 400000
Arbeitsplätze durch Verlagerung von Fabriken in
die USA oder arbeitskräftesparende Investitionen
abgebaut; die Zahl der um ihre Arbeitsplätze be-
sorgten Bürger nahm sprunghaft zu6. Die ökono-
mische Krise machte auch die Teilerfolge der
Regierung Mulroney bei der Umsetzung ihrer
haushaltspolitischen Ziele schnell zunichte. Die 
Rezession schwächte aber insbesondere die Reste
der wohlfahrtsstaatlichen Politiken. Die Entfrem-
dung der Bürger gegenüber Ottawa wuchs mit der
Entsolidarisierung und Polarisierung in der kana-
dischen Gesellschaft. Zwar versuchten die Provin-
zen einzuspringen, wo der Bund ausfiel, doch ver-
tieften sich damit noch die Dezentralisierungs- und
Fragmentierungstendenzen im politischen System.
Nicht zuletzt sank auch die Akzeptanz der Finanz-
transfers als zentrales Instrument des Bundes, um
den Ausgleich der Disparitäten zwischen den
Regionen herbeizuführen. Die Provinzen betrie-
ben immer dezidierter die Integration ihrer
Ökonomien in den nordamerikanischen Wirt-
schaftsraum, während sie sich untereinander durch
Handels- und Mobilitätshemmnisse abschotteten
und Eingriffe des Bundes immer energischer zu-
rückwiesen7.

III. Verfassungskrise

Im Zentrum der kanadischen Innenpolitik steht
seit Ende der sechziger Jahre neben den Ökonomie
sehen Strukturproblemen die Frage der Verfas-
sungsreform. Ziel ist es dabei, die innergesell-
schaftlichen Fragmentierungen, insbesondere den
regional-ethnischen Konflikt zwischen anglo- und
frankophonem Kanada, und die regional-ökono-
mischen Konflikte zwischen Zentrum und Periphe-
rie durch die Modernisierung der Verfassung und
insbesondere die Reform des Föderalismus zu ent-
schärfen und dadurch zugleich die nationale Ein-



heit des Landes zu stärken. Im Mittelpunkt der
Verfassungspolitik stand folglich stets der sprach-
liche und ethnisch-kulturelle Dualismus zwischen
Quebec und Anglokanada, zumal im Gefolge der
sogenannten Stillen Revolution nach 1960 in Que-
bec ein Nationalismus dominant wurde, der in sei-
ner moderateren Version eine dezentralisierte und
asymmetrische Umgestaltung des kanadischen
Föderalismus anstrebte. Durch einen Sonderstatus
und weitreichende Kompetenzen sollte die Provinz
als Heimstatt eines der beiden kanadischen Grün-
dervölker anerkannt werden. In seiner radikaleren
Version kämpfte dieser Nationalismus seit dem 
Wahlsieg des separatistischen Parti Quebecois
(PQ) 1976 für die Unabhängigkeit Quebecs. Früh
mündete daneben die Entfremdung der peripheren
Provinzen des Westens gegenüber dem Bund in die
Forderung nach einer dezentralisierten, aber sym-
metrischen Umgestaltung des Föderalismus. Die 
Gleichheit der Provinzen und ihre stärkere politi-
sche Beteiligung sollten insbesondere durch eine
Senatsreform erreicht werden.

Allerdings konnte 1980 mit der Niederlage des PQ
in dem von ihm angestrengten Unabhängigkeits-
referendum die akute Bedrohung der staatlichen
Existenz Kanadas zunächst abgewehrt werden. Die
Situation nutzend, verwirklichte die Regierung
Trudeau 1982 mit der „Heimholung“ der kanadi-
schen Verfassung aus britischer Verfügungsgewalt
und ihrer Ergänzung um einen Grundrechtskata-
log, die Charter ofRights and Freedoms, eine Ver-
fassungsreform, die auf die Garantie individueller
Rechte einzelner Bürger statt territorial oder funk-
tional definierter kollektiver Ansprüche von Pro-
vinzen, Sprach- und sonstigen Bevölkerungsgrup-
pen abzielte. Die ethnisch-kulturellen und anderen
Teilidentitäten der kanadischen Gesellschaft soll-
ten so innerhalb eines zentralisierten, vom Bund als
Garant der Charter dominierten Föderalismus zu
einer landesweit zweisprachigen, multikulturellen
Gesamtidentität, einem kanadischen Verfassungs-
patriotismus zusammengeschweißt werden. Um
diese Reform durchsetzen zu können, hatte
Trudeau freilich Abstriche hinnehmen müssen. Die
angiokanadischen Provinzen erreichten die Ver-
lagerung von Kompetenzen, eine restriktive Ver-
fassungsänderungsformel und eine sogenannte not-
withstanding clause, die es ihnen erlaubt, innerhalb
ihres Machtbereiches Grundrechtsnormen der
Charter aufzuheben. Quebec ratifizierte überdies
als einzige Provinz den Constitution Act nicht, der
dadurch mit einem schweren legitimatorischen
Defizit belastet wurde8.

8 Vgl. David Milne, The Canadian Constitution, Toronto
1991; Martin Thunert, Grundrechtspatriotismus in Kanada?
Zur politischen Integrationsfunktion der Canadian Charter
of Rights and Freedoms, Bochum 1992.

Um dieses Defizit zu beheben, unternahm die Re-
gierung Mulroney nach ihrem Amtsantritt zwei im
Gegensatz zur Regierung Trudeau von vornherein
konsensorientierte Anläufe zu großangelegten
Verfassungsreformen. In einer ersten Runde soll-
ten zunächst die von der seit 1985 amtierenden
liberalen Provinzregierung formulierten Bedingun-
gen für eine Zustimmung Quebecs zum Constitu-
tion Act erfüllt werden. Der von den Bundes- und
Provinzregierungen 1987 ausgehandelte Kompro-
miß, nach dem Konferenzort als Meech Lake
Accord bezeichnet, sah vor, Quebec den Sonder-
status einer distinct society zu garantieren, seinen
anderen Forderungen aber durch symmetrische
Zugeständnisse an alle Gliedstaaten nachzukom-
men. Im einzelnen waren statt eines konstitutio-
nellen Vetorechts für Quebec die Ausweitung des
Einstimmigkeitsprinzips bei zukünftigen Verfas-
sungsreformen, eine Mitwirkung der Provinzen bei
der Bestellung der Obersten Verfassungsrichter
und Senatoren sowie bei Einwanderungsfragen ge-
plant. Der Einmischung des Bundes in Zuständig-
keitsbereiche der Provinzen über die Finanzierung
von Gemeinschaftsaufgaben sollte durch ein Rück-
zugsrecht aus diesen Aufgaben mit finanzieller
Kompensation, das sogenannte opting out, begeg-
net und die gesamte Übereinkunft der elf Premier-
minister binnen drei Jahren von allen Legislativen
ratifiziert werden.

Dies gelang jedoch nicht. Die Provinzparlamente
von Newfoundland und Manitoba zogen die Kon-
sequenz aus der wachsenden öffentlichen Kritik an
dem Abkommen und brachten es im Juni 1990 zum
Scheitern. Deutlich wurde nun, daß die Charter die
kanadische Verfassungskultur modifiziert und die
Konfliktstruktur der Verfassungspositionen kom-
pliziert hatte. Sie eröffnete über die Einklagbar-
keit von Grundrechten organisierten Interessen
jenseits der traditionellen Konfliktlinien Partizipa-
tionswege, die sich in den Institutionen des kanadi-
schen Föderalismus und Parlamentarismus, durch 
Parteien und Regierungen nicht befriedigend ver-
treten fühlten. Prozedural stieß daher der Prozeß
der Elitenakkommodation durch Verhandlungen
hinter verschlossenen Türen im Stile der traditio-
nellen federal-provincial diplomacy wegen man-
gelnder Transparenz zunehmend auf Ablehnung.
Inhaltlich war in erster Linie die Privilegierung
Quebecs, und sei es auch nur durch ein eher sym-
bolisches Zugeständnis, Stein des Anstoßes. Die
Verankerung gruppenrechtlicher und asymmetri-
scher Elemente in der Verfassung gefährdete nach
Auffassung vieler die nationale Einheit des Landes
und die Gleichheit seiner Bürger. Frauengruppen,
Vertreter der Anglophonen in Quebec, der soge-
nannten Allophonen (weder Britisch- noch Fran-
zösischstämmigen) und anderer Minderheiten in



Kanada befürchteten wie die Anhänger der indivi-
dualrechtlichen Position Trudeaus die Aufwei-
chung der Charter, auf die sie den Kampf um An-
erkennung ihrer eigenen Forderungen stützen;
Vertreter der Ureinwohner opponierten gegen
ihren Ausschluß von den Verhandlungen und da-
gegen, keine Gruppenrechte zugebilligt bekom-
men zu haben9.

9 Vgl. Alan C. Cairns, Disruptions: Constitutional Struggles
from the Charter to Meech Lake, Toronto 1991.

10 Vgl. Canada, Chief Electoral Officer, Referendum 92.
Official Voting Results, Ottawa 1992; Quebec, Directeur
gnral des lections, Rapport des rsultats officiels du
scrutin. Referendum du 26 octobre 1992, Quebec 1992.
11 Vgl. neben Beiträgen in R.-O. Schultze/S. Schneider
(Anm. etwa Kenneth McRoberts/Patrick Monahan
(Hrsg.), The Charlottetown Accord, the Referendum, and
the Future of Canada, Toronto u. a. 1993.
12 Vgl. Robert J. Jackson/Doreen Jackson, Stand Up for
Canada: Leadership and the Canadian Political Crisis, Scar-
borough 1992, S. 135; Gallup-Report Kanada vom 27. Juni
1994.

In Quebec stieg nach dem Scheitern des Meech
Lake Accord die Zustimmung zur Forderung nach
Unabhängigkeit sprunghaft; die liberale Provinzre-
gierung beschloß, im Oktober 1992 ein Unabhän-
gigkeitsreferendum abzuhalten, falls bis dahin kein 
neues Angebot Restkanadas unterbreitet würde.
Dort kam die zweite Runde im Januar 1991 mit
einer Konsultationsphase in Gang, die Bürgern
Und organisierten Interessen in Kommissionen,
Hearings und Konferenzen die Chance zur Darle-
gung ihrer Standpunkte bot. Die Verhandlungs-
phase wurde von den elf Premierministern sowie
Vertretern der beiden Bundesterritorien und der
vier größten Ureinwohnerorganisationen bestrit-
ten und mündete im August 1992 in den (gleich-
falls nach dem Konferenzort benannten) Charlotte-
town Accord. Dieser nahm die zentralen Elemente
des Meech Lake Accord wieder auf, suchte neben
den Forderungen Quebecs aber auch die der Ver-
treter anderer Verfassungspositionen zu befriedi-
gen. Eine Canada clause sollte den Schutz und die
gleichen Rechte aller Regionen, Sprach- und Be-
völkerungsgruppen des Landes festschreiben. Das
Selbstregierungsrecht der Ureinwohner wurde an-
erkannt. Die Reform des Senats nach dem Willen
des Westens zu einer direkt gewählten, alle Provin-
zen in gleicher Stärke repräsentierenden Kammer
sollte durch eine Vergrößerung des Unterhauses
kompensiert werden, von der in erster Linie Onta-
rio und, über garantierte 25 Prozent der Sitze,
Qubec profitiert hätten. Die Verlagerung von
Kompetenzen auf einzelne Provinzen sollte durch
neue Vollmachten des Bundes bei der Sicherung
ungehinderter Personenmobilität und eines freien
Güter- und Kapitalverkehrs, der Verwirklichung
einer echten Wirtschafts- und Sozialunion des Lan-
des, ausgeglichen werden.

Dieses letztlich wieder im gewohnten Rahmen des
repräsentativ-demokratischen Systems von den 
Regierungen ausgehandelte, von einem Großteil
der politischen und sozio-ökönomischen Eliten ge-
tragene Kompromißpaket wurde im Oktober 1992
in Qubec und Restkanada der Bevölkerung zur
direkt-demokratischen Legitimation vorgelegt.
54,3 Prozent der Kanadier - beteiligt hatten sich in
Qubec 82,8 Prozent und in Restkanada 71,8 Pro-

zent der Stimmberechtigten - lehnten dabei den
Charlottetown Accord ab, darunter neben den Ur-
einwohnern außerhalb Quebecs (62,1 Prozent) die
Bevölkerung in sechs von zehn Provinzen, nämlich
in Quebec (56,7 Prozent), allen Westprovinzen
(zwischen 55,3 Prozent in Saskatchewan und 68,3
Prozent in British Columbia) und einer der Atlan-
tikprovinzen (Nova Scotia mit 51,2 Prozent); in
Ontario setzte sich das „Ja“ mit nur 14000 Stim-
men Vorsprung durch10.

Das Scheitern des Charlottetown Accord hat eine
Reihe von Gründen. Inhaltlich war er durch die
Ausweitung der konstitutionellen Agenda und die
Verquickung mit tagespolitischen Themen über-
frachtet und dennoch lückenhaft. Infolge des
offenkundigen Kompromißcharakters war er in
sich widersprüchlich, zumal er zwischen individuell
und kollektiv begründeten Geltungsansprüchen
und Grundrechten, personaler vs. territorialer
Repräsentation, Minderheitenschutz vs. nationaler
Identität usw. zu vermitteln versuchte. Inkompati-
ble Elemente wurden kombiniert, ohne die offen-
sichtlichen Konflikte zwischen ihnen aufzulösen.
Es ist deshalb nicht sonderlich überraschend, daß 
sich Vertreter aller konstitutionellen Orientierun-
gen mit zum Teil diametral entgegengesetzten Ar-
gumenten zu einer extrem heterogenen Negativ-
koalition zusammenfanden, die die Stimmung der
Bevölkerung schnell gegen das Abkommen um-
schlagen ließ. Das Referendum bot den Kanadiern
überdies die willkommene Gelegenheit, angesichts
des wiederholten konstitutionellen Debakels wie
angesichts der Rezession ihre Unzufriedenheit mit
dem politischen Establishment ihre Parteien- und
Politikverdrossenheit zu dokumentieren11.

IV, Repräsentationskrise

Mit dem Verfassungsreferendum war auch der
zweite Teil der doppelten Agenda Mulroneys ge-
scheitert. Die Zufriedenheit der Bürger mit dem
Premierminister und seiner Regierung sank auf elf
Prozent, mit seiner Partei auf 16 Prozent12. Im



Februar 1993 kündigte Mulroney seinen Rücktritt
für den Juni 1993 an. Der Unmut der Bevölkerung
richtete sich jedoch nicht nur gegen den Premier-
minister und seine Regierung. In ihm äußerte sich
vielmehr die lang aufgestaute Unzufriedenheit mit
den etablierten politischen Eliten und den tradier-
ten Handlungs- und Entscheidungsmustern kana-
discher Politik. Der Vertrauensverlust betrifft das
kanadische politische System in seiner Gesamtheit.
Zum Beispiel fiel der Anteil der Bürger, die den 
Parteien (sehr) viel Respekt entgegenbringen, von
30 (1979) auf neun Prozent (1993); kritisiert wer-
den Machtbesessenheit und Verlogenheit, Ineffi-
zienz und mangelnde Gemeinwohlorientierung der
Parteien sowie fehlende Alternativen im Parteien-
system. Die Zahl derer, die die ethischen Stan-
dards der Abgeordneten (sehr) niedrig einschät-
zen, stieg zwischen 1982 und 1992 von 39 auf 49
Prozent; (sehr) hohes Vertrauen in das Unterhaus
hatten 1979 74 Prozent der Bevölkerung, 1993 nur
noch 61 Prozent13.

13 Vgl. Harold D. Clarke/Allan Kornberg, Evaluations
and Evolution: Public Attitudes toward Canada’s Federal
Political Parties, 1965-1991, in: Canadian Journal of Political
Science, 26 (1993) 2, S. 287-311; R. J. Jackson/D. Jackson
(Anm. 12); Gallup-Reports Kanada vom 1. Februar 1993 und 
6. Oktober 1994.

14 Vgl. Alan Frizzell/Jon H. Pammett/Anthony Westell
(Hrsg.), The Canadian General Election of 1993, Ottawa
1994, S. 152 f.

In Anbetracht dieser Entfremdungstendenzen ver-
wundert es nicht, daß die kanadischen Wähler seit
geraumer Zeit auf der Suche nach prozeduralen,
inhaltlichen und personalen Alternativen sind.
Dies betrifft nicht zuletzt das etablierte Dreipar-
teiensystem aus Konservativen, Liberalen und
der sozialdemokratischen New Democratic Party
(NDP), dessen Integrationsfähigkeit auch in der
Vergangenheit nur begrenzt gewesen war. So ver-
fügte die Liberale Partei traditionell im kanadi-
schen Westen nur über eine geringe Wählerbasis,
waren die Konservativen in Quebec bis 1980 kaum
präsent und konzentrierte sich die Wählerschaft
der NDP auf Ontario und den Westen. Erst unter
Mulroney gelang zeitweilig die Verbindung der
konservativen Wähler des anglokanadischen
Westens mit den pro-nationalistischen Wählern
Quebecs. Unter dem Eindruck der verfassungs-
politischen Kontroversen zerbrach diese höchst
widersprüchliche Wählerkoalition jedoch, zumal
die etablierten Parteien sich seit Ende der acht-
ziger Jahre der Konkurrenz zweier neuer Protest-
formationen, Reform Party and Bloc Queb^cois,
ausgesetzt sehen.

Die Unterhauswahl vom Oktober 1993 war also
ein Verdikt über die Ära Mulroney. In ihr manife-
stierte sich darüber hinaus aber auch die tiefgrei-
fende Repräsentationskrise im kanadischen Partei-
ensystem. Mulroneys Nachfolgerin Kim Campbell,
die in der konservativen Regierung nach 1990

Justiz- und Verteidigungsministerin gewesen war, 
fiel die Aufgabe zu, die Konservative Partei vor
einem Wahldebakel zu bewahren. Sie war damit
überfordert, zumal es ihr in ihrer kurzen Amtszeit
nicht gelang, sich mit eigenen Erfolgen zu profilie-
ren. Da sie wie der Parteiführer der Liberalen,
Jean Chretien, und ein Großteil der Bevölkerung
an einem Wiederaufleben der Verfassungsdebatte
kein Interesse hatte, stand im Mittelpunkt des
Wahlkampfes die haushalts- und wirtschaftspoliti-
sche Bilanz der Ära Mulroney. Während Campbell
Erfolge bei der Umsetzung des monetaristisch-
neoliberalen Programms reklamierte und seine
Fortsetzung ankündigte, konzentrierte sich Chr-
tien auf die Sorgen der Bürger vor Arbeitsplatzver-
lust und sozialem Abstieg. Arbeitsplatzsicherheit
war für 49 Prozent der Bevölkerung wichtigstes
Thema des Wahlkampfes, Defizitreduzierung nur
für 20 Prozent; zugleich aber trauten beim Thema
Beschäftigung 61 Prozent und in der Wirtschafts-
politik allgemein 51 Prozent den Liberalen am
meisten zu, während beim Thema Defizitreduzie-
rung und bei der Wirtschaftspolitik allgemein mehr
Bürger (29 gegenüber 21 Prozent bzw. gegen14 -
über sechs Prozent) auf die Reform Party als auf
die Konservativen setzten14.

Bei der Wahl kam es zum erwarteten politischen
Machtwechsel. Als einzige nicht diskreditierte tra-
ditionelle Alternative erzielten die Liberalen einen
klaren Erfolg. Mit 41,3 Prozent der Stimmen und
177 der 295 Mandate wurden sie zur mit Abstand
stärksten Partei und konnten eine Mehrheitsregie-
rung bilden. Auch regional war dieser Sieg ausge-
wogener als erwartet. Stärkste Partei wurden die
Liberalen (mit Stimmenanteilen zwischen 67,3 und
32,1 Prozent) in sieben der zehn Provinzen. In den
vier Atlantikprovinzen und Ontario gewannen sie
bis auf einen alle Sitze, in Qubec behaupteten sie
sich mit 19 und in den Westprovinzen bauten sie
ihre Position mit 27 Sitzen erstmals seit langem 
wieder aus. Konservative und NDP konnten je-
doch den angestauten Protest der Bürger gegen
unzureichende Problembewältigung durch die
politischen Eliten nur ungenügend auffangen. Hat-
ten die drei etablierten Parteien 1984 noch 96,8
Prozent der Stimmen und 281 der damals 282 Man-
date errungen, so waren es jetzt - bei einer zudem
von 75,3 auf 69,6 Prozent gesunkenen Wahlbeteili-
gung - 64,2 Prozent und 188 der 295 Mandate.
Dieser Verlust ging vor allem auf Kosten der Kon-
servativen und der NDP. Ihr Stimmenanteil
schmolz gegenüber ihren Spitzenresultaten 1984
bzw. 1988 auf etwa ein Drittel. Mit zwei bzw. neun
Mandaten verfügen beide Parteien über keinen



Fraktionsstatus mehr. Das Überleben der Konser-
vativen als einer der beiden traditionellen Volks-
parteien ist bedroht.

Die Opposition bilden nun die beiden neuen regio-
nalen Protestparteien, welche die einstige Wähler-
basis der Konservativen weitgehend absorbierten
und in drei der Provinzen (British Columbia, Al-
berta, Quebec) auch die Liberalen auf den zweiten
Platz nach Stimmenanteilen und Mandaten ver-
drängten. Die 1988 erstmals bei Unterhauswahlen
angetretene Reform Party hatte nur in Anglo-
kanada kandidiert und erzielte dort 18,7 Prozent
der Stimmen. Als Vertreterin rechtspopulistischer,
staats- und steuerfeindlicher Positionen und dezi-
dierte Gegnerin der konstitutionellen Forderungen
Quebecs sprach sie vor allem Wähler im Westen
des Landes an. Dort errang sie zwischen 22,4 und
52,3 Prozent der Stimmen und gewann 51 ihrer 52
Mandate. In Ontario kam sie auf 20,1 Prozent und
ein Mandat, in den Atlantikprovinzen ging sie da-
gegen mit 1 bis 13,3 Prozent leer aus. Umgekehrt
hatte der erstmals angetretene, nach dem Schei-
tern des Meech Lake Accord von abtrünnigen
Mitgliedern der konservativen Unterhausfraktion
gegründete Bloc Quebecois nur in Quebec kandi-
diert. Als Vertreter der separatistischen Option in
Ottawa ist er mit seinen 54 Abgeordneten und 13,5
Prozent Stimmenanteil in Kanada, 49,3 Prozent in
Qubec, nichtsdestoweniger in die Rolle der offi-
ziellen Opposition geschlüpft und versucht sich ge-
gen die Reform Party wie gegen die liberale Regie-
rung als sozialpolitisches Gewissen des Parlaments
zu präsentieren15.

15 Vgl. Canada, Chief Electoral Officer, The Thirty-Fifth
General Election 1993. Official Voting Results, Ottawa 1993.

16 Vgl. zu Parteien und Wahlen in Kanada Rainer-Olaf
Schultze/Bernhard Keller, Von Trudeau zu Mulroney: Poli-
tik und Wahlen in Kanada, in: Zeitschrift für Parlaments-
fragen, 21 (1990) 2, S. 200-227; A. Frizzell/J. H. Pammett/
A. Westell (Anm. 14); Herman Bakvis (Hrsg.), Represen-
tation, Integration and Political Parties in Canada, Toronto-
Oxford 1991; Jane Jenson/Janine Brodie, Crisis, Challenge
and Change: Party and Class in Canada Revisited, Ottawa
19882; Hugh G. Thorburn (Hrsg.), Party Politics in Canada,
Scarborough 1991°.
17 Vgl. Liberal Party of Canada, Creating Opportunity.
The Liberal Plan for Canada, Ottawa 1993.

Seit der Unterhauswahl wird die kanadische Poli-
tik damit von grundlegend veränderten Parteien-
konstellationen bestimmt. Der Aufstieg des Bloc
Quebecois und der Reform Party ähnelt den Trans-
formationsprozessen in der Vergangenheit, als ins-
besondere unter dem Eindruck der Weltwirt-
schaftskrise neue soziale Konflikte zum Entstehen
von regional konzentrierten Protestparteien führ-
ten, vor allem der Cooperative Commonwealth
Federation, aus der später die NDP hervorging.
Diese Veränderungen im Parteiensystem bestimm-
ten die kanadische Innenpolitik dann bis in die
achtziger Jahre hinein; sie waren der Ausgangs-
punkt für die Sozialstaatsreformen seit Ende des
Zweiten Weltkrieges und sicherten die Dominanz
der Liberalen Partei. Man wird abwarten müssen,
ob von der Wahl von 1993 ebenfalls langfristige
Wirkungen ausgehen. Allerdings spricht der Er-
folg der Reform Party und des Bloc Quebecois da-
für, daß die regionale, ethnische und ideologische
Aufsplitterung des kanadischen Parteiensystems,

das gegenwärtig weiter denn je von der Zweipar-
teienstruktur des Westminster-Modells entfernt
ist, sich zu einem dauerhaften Zustand verfestigen 
könnte. Auf jeden Fall verkörpern die beiden Par-
teien die zunehmende Fragmentierung der kanadi-
schen Gesellschaft und erschweren die innenpoliti-
sche Konsensbildung16.

V. Handlungsspielräume kanadischer
Innenpolitik

Die Regierung Chretien steht vor schweren Aufga-
ben. Sie muß das Vertrauen der Bürger wie der
Provinzen in die Handlungs- und Reformfähigkeit
des Bundes wiederherstellen und zugleich der dro-
henden Abspaltung Quebecs entgegenwirken. Sie
versucht dies konsequent durch eine Strategie des
good government, die die Verfassungsproblematik
wie schon im Unterhauswahlkampf weitgehend
ausspart. Man will die Leistungsfähigkeit des Bun-
des vielmehr vor allem durch Erfolge bei der Bele-
bung der Wirtschaft, der Schaffung von Arbeits-
plätzen und der Konsolidierung der Staatsfinanzen
demonstrieren.

Das liberale Regierungsprogramm (im sogenann-
ten Red Book, dem Wahlhandbuch, zusammen-
gefaßt17) Verknüpft über hundert konkrete
Einzelvorschläge zu einer integrativen und kon-
sensorientierten Reformstrategie, deren Ver-
wandtschaft mit Trudeaus just society und elfer
Agenda Clintons unverkennbar ist. Einerseits will
man durch Dezentralisierung und Deregulierung
die Entflechtung der Regierungsebenen wie die
Eigeninitiative und privates Unternehmertum för-
dern. Andererseits aber soll der Staat gegenüber
Kapital und Arbeit, der Bund gegenüber den Pro-
vinzen Rahmenbedingungen setzen, Koordination
und Kooperation unterstützen, um soziale Sicher-
heit, einheitliche Lebensverhältnisse und die Wett-
bewerbsfähigkeit der kanadischen Wirtschaft zu
gewährleisten. Im Zentrum des Red Book stehen
dabei innovations- und beschäftigungspolitische
Maßnahmen, die Umstrukturierung der kanadi-



sehen Wirtschaft hin zu wissensintensiven Zu-
kunftsbranchen, die Förderung kleiner und mittle-
rer Unternehmen, die Schaffung von Technologie-
netzwerken zwischen Industrie, Bildungs- und
Forschungssektor, ferner eine Arbeitsmarktpoli-
tik, die verstärkt auf die aktive Vorbereitung von
Arbeitslosen und Berufsanfängern auf höherwer-
tige neue Arbeitsplätze in Zukunftsbranchen setzt.
Angestrebt wird in diesem Zusammenhang die Re-
form der Arbeitslosenversicherung und Sozialhilfe
sowie der Schul-, Berufs- und Weiterbildung. Ab-
hängig ist das liberale Reformprogramm allerdings
von der Konsolidierung der Staatsfinanzen. Das
Wahl- und Regierungsprogramm formuliert als
ehrgeiziges Konsolidierungsziel die Senkung des
Haushaltsdefizits auf drei Prozent des BIP bis
1996/97.

Die Regierung Chrtien ist jetzt seit Monaten
im Amt. Bisher genießen die Liberalen nach Aus
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-
kunft der Demoskopen hohe Zustimmungswerte
in der Bevölkerung, in den letzten Monaten zwi-
schen 60 und 70 Prozent18. Dennoch ist zur Zeit
noch offen, ob die erst begonnenen Anpassungs-
leistungen Früchte tragen und der Strategie damit
zu einem dauerhaften Erfolg verhelfen werden.
Die Aussichten dafür scheinen auf den ersten Blick
nicht schlecht zu sein. Die wirtschaftliche Er-
holung hat inzwischen an Schwung gewonnen
(vgl. Tabelle); die Exportkonjunktur, unterstützt
durch die starke Abwertung des kanadischen Dol-
lars seit 1992 sowie durch Produktivitätssteigerun-
gen, wird zunehmend durch die Belebung der
Investitionstätigkeit und der Binnennachfrage er-
gänzt19. Mit geschätzten Wachstumsraten von 3,8
und 2,5 Prozent für 1995 und 1996 bei anhaltend
niedriger Inflation von etwa 1,8 Prozent steht Ka-
nada mit an der Spitze der Industrieländer. Im
historischen Vergleich wie im Vergleich mit den
USA ist dieser Aufschwung freilich zurückhaltend
und risikobehaftet. Ein Kernproblem bleibt dabei
die Beschäftigungslage, obwohl die Arbeitslosen-
quote seit Ende 1994 wieder knapp unter zehn
Prozent liegt.

18 Vgl. Martin’s Options, in: Maclean's, Nr. 7 vom 13. Fe-
bruar 1995, S. 15.
19 Vgl. zu den folgenden Daten, Fakten und Einschätzun-
gen OECD (Anm.6); Canada, Department of Finance,
Budget 1994, 1995, Ottawa 1994, 1995.

Das zentrale Problem der kanadischen Wirt-
schaftspolitik bleibt aber die mittlerweile weit über
dem Durchschnitt der OECD-Länder liegende
Verschuldung von derzeit 73,2 Prozent des BIP.
Besonders bedrohlich ist, daß allein die Auslands-
verschuldung rund 44 Prozent des jährlichen BIP
beträgt. Steigende Handelsüberschüsse können
deshalb in nächster Zeit allenfalls zu einer leichten
Verbesserung der Leistungsbilanz des Landes bei-

tragen. Das Mißtrauen der internationalen Finanz-
märkte schlägt sich in fortgesetztem Druck auf den
kanadischen Dollar und hohen Zinsen nieder.
Diese Entwicklung engt den Handlungsspielraum
der Regierung mittelfristig stark ein, indem sie
trotz des Aufschwungs den Schuldendienst, auf
den derzeit gut ein Viertel der Gesamtausgaben
entfallen, verteuert und den Zwang zum Sparen
erhöht.

Die Politik der Regierung Chrötien blieb im ersten
Amtsjahr widersprüchlich. Zwar wurden mit dem
Budget 1994/95 einige der Wahlversprechen einge-
löst. Ein auf zwei Jahre angelegtes Infrastruktur-
programm, zu dem Bund, Provinzen und Gemein-
den jährlich je eine Milliarde kanadische Dollar
beitragen sollen, wurde ebenso auf den Weg ge-
bracht wie verschiedene innovations- und arbeits-
marktpolitische Maßnahmen. Die Mittel für For-
schung und Entwicklung wurden angehoben,
Beschäftigungs-, Aus- und Weiterbildungspro-
gramme für Arbeitslose eingeführt. Doch wurden
kaum Elemente der Mittelstandsförderung oder
sozialpolitische Maßnahmen in die Wege geleitet.
Die Haushaltskonsolidierung fiel halbherzig aus;
das Defizit wurde im Haushaltsplan von 42 auf
39,7 Milliarden und real auf 35,3 Milliarden Can-
Dollar zurückgeführt. Allein ein Drittel der Kür-
zungen entfiel auf restriktivere Bestimmungen bei
der Arbeitslosenversicherung; gespart wurde da-
neben vor allem bei Ausgaben für Verwaltung und
Verteidigung, bei Transfers an die Provinzen und
bei der Regionalhilfe. / t

Die Senkung des Haushaltsdefizits auf drei Pro-
zent des BIP, 24,3 Milliarden Can-Dollar, erfor-
dert freilich drastische Einschnitte. In ihrem Bud-
get 1995/96 macht die Regierung Chrtien daher
Ernst mit der Konsolidierungspolitik. Obwohl sich
der Schuldendienst durch unerwartet stark gestie-
gene Zinsen gegenüber den Projektionen des Bud-
gets 1994/95 um rund fünf Milliarden Can-Dollar
verteuert hat und sich das Wirtschaftswachstum et-
was verlangsamen wird, will man das Etappenziel
einer Defizitreduzierung auf 32,7 Milliarden Can-
Dollar erreichen. In den nächsten drei Jahren sol-
len 45000 Stellen im Öffentlichen Dienst abge-
baut, die Etats der meisten Ministerien um bis zu
50 Prozent, Subventionen an den Privatsektor um
60 Prozent gekürzt und insgesamt 29 Milliarden
Can-Dollar eingespart werden. Neben der Ratio-
nalisierung der Verwaltung sind auch die Kommer-
zialisierung von Regierungsprogrammen und die 
Privatisierung weiterer Staatsunternehmen, unter
anderem im Transport- und Kommunikationssek-
tor, geplant. Drastischen Ausgabensenkungen ste-
hen dabei nur marginale Steuer- und Abgabener-
höhungen gegenüber. Besonders betroffen von
den Sparmaßnahmen sind neben den Bereichen



Verteidigung, Regional- und Wirtschaftsförderung
die sozialen Leistungen. Reformen der Arbeits-
losen- und Rentenversicherungen sowie der Trans-
fers an Provinzen sind für 1996 angekündigt. Wäh-
rend der Finanzausgleich der Provinzen zunächst
unangetastet bleibt, sollen die Mittel des Bundes
für sozial-, gesundheits- und erziehungspolitische
Gemeinschaftsaufgaben ab 1996/97 unter weit-
gehendem Verzicht auf Normierung durch Ottawa
en bloc an die Provinzen überwiesen, zugleich
aber schrittweise reduziert werden. Damit ist das
im Oktober 1994 vorgestellte Konzept des Sozial-
und Arbeitsministers Lloyd Axworthy für einen
Um- statt Abbau des Wohlfahrtsstaates Makula-
tur. Der Bund überantwortet zentrale Bereiche
seiner Tätigkeit dem Markt oder den Provinzen.
Zwar begründete Finanzminister Martin die
Weichenstellungen des Budgets mit dem keynesia-
nischen Argument, die Staatsverschuldung anti-
zyklisch gerade in Zeiten des Konjunkturauf-
schwungs zurückführen zu müssen, doch gibt die
Regierung Chretien mit dem weitgehenden Ver-
zicht auf eine aktive Wirtschafts- und Sozialpolitik
den Kern ihrer ursprünglichen Agenda auf und
schwenkt von einer Wiederbelebung der just
society zur neokonservativen Strategie des „schlan-
ken Staats“ um.
Bei der Provinzwahl vom September 1994 feierte
der separatistische PQ das seit der Verfassungs-
krise erwartete Comeback und löste die liberale
Provinzregierung ab, die nach neun Jahren an der
Macht verbraucht, durch verfassungs-, wirtschafts-
und sozialpolitische Mißerfolge und ihre Nähe zur
Regierung Mulroney diskreditiert war. Der PQ er-
reichte mit 44,7 Prozent der Stimmen nur eine
knappe relative Stimmenmehrheit, aber 77 der 125
Mandate im Provinzparlament. Die neue Regie-
rung hat die Unabhängigkeit Quebecs wieder un-
mißverständlich zum Kernstück ihres Programms
gemacht, das daneben eine Erneuerung des inter-
ventionistischen und korporatistischen Entwick-
lungsmodells der Provinz vorsieht. Als unabhängi-
ger Staat träte Quebec mit etwa sieben Millionen
Einwohnern dem Bruttosozialprodukt nach als
16., pro Kopf als 13. der OECD-Länder auf20.
Restkanada stünde damit der Gefahr der Zersplit-
terung gegenüber und würde möglicherweise teil-
weise oder vollständig von den USA aufgesogen.
Verändern würden sich auch die Machtverhält-
nisse in Nordamerika. Die Provinzregierung hat
bereits einen entsprechenden Gesetzentwurf vor-
gelegt, über den sie die Bevölkerung Quebecs zwi-
schen Anfang Februar und Anfang März 1995 in
lokalen Kommissionen beraten ließ;'noch in die-
sem Jahr soll die Bevölkerung in einem Refe-

20 Vgl. Quebec an 16. Stelle, in: Quebec Journal, 19 (1994)
9, S. 3.

21 Vgl. Steffen Schneider, Staat und regionale Entwick-
lung. Zur Theorie, Strategie und Praxis subnationaler Indu-
striepolitik am Beispiel Qudbecs, Bochum 1994; Steffen
Schneider/Rainer-Olaf Schultze, Quebec: Nation - Provinz -
Staat in Kanada und Nordamerika, in: Zeitschrift für Ka-
nada-Studien, 14 (1994) 2, S. 31-50; Kenneth McRoberts,
Qubec: Social Change and Political Crisis, Toronto 19883.

rendum über das Gesetz zur Souveränität Quebecs
abstimmen.
Gegenwärtig ist ein neuer Höhepunkt des Prozes-
ses festzustellen, der mit den politischen und
sozial-ökonomischen Modernisierungserfolgen der
Stillen Revolution ab 1960 begonnen hat21. Der
Diskurs des Ethnonationalismus ist in der Provinz
seither bestimmend geworden. Alle Provinzregie-
rungen haben daran gearbeitet, die Staatsqualität
Quebecs als Heimstatt einer Quebecer Nation ge-
genüber Ottawa auszubauen, und sich dabei auf
einen breiten Konsens der frankophonen Eliten
und Bevölkerung gestützt. Quebec, und nicht Ka-
nada, ist für die Eliten der Provinz zur Macht-, für 
die Bevölkerung zur Identifikationsbasis gewor-
den. Dies erklärt das Paradox, daß den Separati-
sten die Verwirklichung ihres Hauptziels in einem
Moment gelingen könnte, in dem von Diskriminie-
rung der frankophonen gegenüber der anglopho-
nen Bevölkerung in Kanada keine Rede mehr sein
kann und zugleich, abgesehen von der Sprache, die
kulturellen Unterschiede der ethnischen Gruppen
zunehmend verschwimmen. Die Unabhängigkeits-
option wird heute immer weniger von Wahrneh-
mungen der Schwäche im Vergleich zu Restkanada
genährt - diese dämpfen eher die Neigung, den ris-
kanten Schritt zu wagen -, sondern von Wahrneh-
mungen der Stärke. Nicht weil Quebec immer
noch unterdrückt oder benachteiligt wäre, ist es
den Separatisten gelungen, wieder in die Offensive
zu gehen, sondern gerade weil es soweit aufge-
schlossen und sich angeglichen hat. Der Provinz-
staat Quebec ist zu einer glaubwürdigen Alterna-
tive zum kanadischen Bundesstaat geworden. Der
PQ propagiert die Unabhängigkeit als Konsequenz
der kanadischen Verfassungs-, aber auch der Na-
tionalstaats- und Wohlfahrtsstaatskrise; denn ein
kleiner, „schlanker“ Staat erscheint ihm im neuen
internationalen wirtschaftlichen Kontext nicht nur
als überlebensfähig, sondern sogar im Vergleich
zum kanadischen Bundesstaat als besser geeignet,
den Herausforderungen des Postfordismus zu be-
gegnen. Die Föderalisten Qubecs fordern daher
immer energischer positive Signale aus Ottawa,
um die Quebecer von der Alternative zur Unab-
hängigkeit überzeugen zu können. Auch von den
Signalen der Regierung Chrtien wird es abhän-
gen, wie das Referendum letztlich ausgeht. Noch
deuten Umfragen eher darauf hin, daß das „Nein“
erneut, allenfalls etwas knapper als 1980, obsiegen
wird (damals hatten sich nur 40 Prozent für das



„Ja“ ausgesprochen). Seit Monaten erhält das „Ja“
in Umfragen nur zwischen 40 und 45 Prozent22.
Doch ist der Anteil unentschiedener Bürger sehr
hoch, und kurzfristige Ereignisse könnten durch-
aus größere Stimmungsumschwünge bewirken.

VI. Ausblick

Mindestens bis zum Referendumstag in Quebec,
der voraussichtlich auf den Juni 1995 festgesetzt
wird, dürfte die kanadische Innenpolitik voll und
ganz im Banne des Referendums zur Unabhängig-
keit stehen. Wie die kanadische Politik am Tag da-
nach aussehen wird, ist mehr als ungewiß. Sollte
sich die Mehrheit der Quebecer für die Unabhän-
gigkeit entscheiden, ist offen,

- wie der Prozeß des Auseinanderdividierens des
Landes, insbesondere der Staatsschulden, vor
sich gehen wird,

- ob sich Restkanada auf jene Kooperationsfor-
men mit Quebec einlassen wird, die den Sepa-
ratisten vorschweben, also insbesondere eine
Währungs- und Wirtschaftsunion, doppelte
Staatsbürgerschaft und gemeinsame Verteidi-
gung,

- ob der Zusammenhalt Restkanadas groß genug
sein wird, um die Balkanisierung des Landes
und Anschlußbestrebungen an die USA zu ver-
hindern.

22 Vgl. Shaky Start, in: Maclean’s, Nr. 8 vom 20. Februar
1995, S. 13.

Doch selbst wenn sich die Quebecer Bevölkerung
mehrheitlich für den Verbleib im kanadischen
Bundesstaat entscheiden sollte, wird die Regie-
rung Chretien einer Verfassungsdebatte nicht aus-
weichen können. Ein Zurück zum Status quo und
ein „Weiter so!“ dürfte jedenfalls keine zukunfts-
trächtige Strategie sein, der Reformbedarf ist zu
drängend. Die Regierung hat zudem bereits selbst
auf wirtschaftspolitischem Felde Akzente gesetzt,
die eine Wiederaufnahme dieser Debatte erzwin-
gen werden. Es wird vor allem darum gehen,
welche politischen Systemebenen im kanadischen
Föderalismus auf welchen Politikfeldern die
Kompetenzen für den Umbau des kanadischen
Sozialstaates erhalten werden. Die Reformnot-
wendigkeiten ähneln dabei in mancher Hinsicht
den Strukturproblemen in den anderen postindu-
striellen Ökonomien der Ersten Welt. Sie sind
aber aufgrund des besonderen Nachbarschaftsver-
hältnisses zu den USA und der strukturellen Ab-
hängigkeit der noch immer stark ressourcenorien-
tierten kanadischen Wirtschaft auf besondere
Weise definiert. Folglich wird die Frage der zu-
nehmenden Nord-Süd-Integration auf dem nord-
amerikanischen Kontinent für alle Akteure ein 
entscheidendes Kriterium für ihre politischen Ziel-
setzungen und Handlungsmuster bilden. Ob die
kanadische Politik überhaupt reformfähig ist, die
Anpassung an die Herausforderungen des Postfor-
dismus leisten und ihre Repräsentations- und Inte-
grationskrise entschärfen kann, wird sich indes erst
zeigen, wenn mit dem Referendum die Fronten ge-
klärt sind und sich entschieden hat, ob Kanadas
staatliche Einheit über den Tag hinaus gesichert
werden kann.



Ralf Borchard

Die Außenpolitik Kanadas nach dem Ende
des Ost-West-Konflikts

I. Die doppelte Zäsur für Kanadas
Außenbeziehungen

Das Jahr 1989 steht in der kanadischen Außenpoli-
tik für einen zweifachen Einschnitt. Es markiert
nicht nur das Ende des Ost-West-Konflikts und
versetzte Kanada zum ersten Mal seit 50 Jahren in
die Lage, die Sicherheit Westeuropas von der Liste
außenpolitischer Prioritäten zu streichen. Anfang
1989 trat zudem das US-amerikanisch-kanadische
Freihandelsabkommen in Kraft. Mit dem bilatera-
len Free Trade Agreement (FTA) hat sich Kanada
mit einem umfassenden Vertragswerk an sein ein-
ziges, von der Bevölkerung und wirtschaftlichen
Produktionskraft her zehnfach überlegenes Nach-
barland gebunden - ein Schritt, den alle vorheri-
gen kanadischen Regierungen nach 1945 vermie-
den hatten1. Diese beiden Zäsuren - auf globaler
Ebene und primär sicherheitspolitischer Natur die
eine, auf kontinentaler Ebene und in erster Linie 
wirtschaftspolitischer Natur die andere - bilden
die wesentlichen Ausgangspunkte für Kanadas
Außenpolitik der neunziger Jahre. Hinzu kommt
auf nationaler Ebene die dramatische Staatsver-
schuldung. Inzwischen hat Kanadas Schuldenstand
fast die Höhe seines Bruttosozialprodukts erreicht.
Jedes innen- wie außenpolitische Vorgehen wird
zudem auf subnationaler Ebene durch die kräfte-
zehrende Debatte um Verfassungsreformen beein-
flußt. Der Streit mündet im Sommer 1995 in
Quebec voraussichtlich in ein neues Referendum
über eine Abspaltung2.

1 Zur kanadischen Beurteilung der Zäsur von 1989 vgl. Fen
Osler Hampson/Christopher J. Maule, After the Cold War,
Ottawa 1991; ebenso die Folgebände der jährlich erscheinen-
den Reihe Canada Among Nations, zuletzt Maureen Appel
Molot/Harald von Riekhoff (Hrsg.), A Part of the Peace,
Ottawa 1994.
2 Zur Analyse kanadischer Politik nach einem Vier-Ebe-
nen-Modell mit globalen, kontinentalen, nationalen und sub-
nationen Handlungsbedingungen vgl. Ralf Borchard/Frank
W. Semrau, Kanadische Fragmente in der kontinentalen Ge-
meinschaft, in: Zeitschrift für Kanada-Studien, 23 (1993) 1,
S. 23-40.

3 Vgl. das einleitende Kapitel in Josef Becker/Rainer-Olaf
Schultze (Hrsg.), Im Spannungsfeld des Atlantischen Drei-
ecks: Kanadas Außenpolitik nach dem 2. Weltkrieg, Bochum
1989.

Vor diesem Hintergrund ist Kanada 1990 der Or-
ganisation Amerikanischer Staaten (OAS) beige-
treten, hat ab 1991 Verhandlungen über das North

American Free Trade Agreement (NAFTA) ein-
schließlich Mexikos geführt und seine wirtschaft-
liche Aufmerksamkeit parallel dazu auf den pazifi-
schen Raum gerichtet sowie 1993/94 seine in
Baden-Württemberg stationierten NATO-Trup-
pen vollständig zurückgezogen. Obwohl sich
Ottawa im Gegenzug mit umfangreichen Blau-
helmtruppen im ehemaligen Jugoslawien engagiert
und mit Wirtschaftshilfen den Reformprozeß in
Osteuropa unterstützt, bedeutet die doppelte Zä-
sur von 1989 mit ihren Folgen: Kanada hat sich
nach langem Zögern langfristig an die Vereinigten
Staaten gebunden, und mit den lateinamerikani-
schen Ländern als potentiellen künftigen Freihan-
delspartnern wird der eigene Kontinent über die
USA hinaus „entdeckt“; das traditionell enge Ver-
hältnis zu Europa wird distanzierter, der Atlantik
wird breiter; der Handel mit Asien rückt als
wirtschaftspolitisches Ziel näher, der Pazifik wird
schmaler. Dies sind nach dem Rücktritt des kon-
servativen Regierungschefs Brian Mulroney und
der kurzen Übergangszeit unter Kim Campbell
1993 auch die Handlungsprämissen für die neue
liberale Bundesregierung unter Jean Chretien.

II. Die drei Nachkriegs-Phasen
kanadischer Außenpolitik

Die kanadische Außenpolitik nach 1945 läßt sich in
Verbindung mit den Namen der dominierenden
Regierungschefs bis Ende 1993 in drei Haupt-
phasen einteilen: die Ära St. Laurent/Pearson, die
Ära Trudeau und die Ära Mulroney3. Auch für die
mit dem Regierungswechsel zu Chretien eingelei-
tete vierte Phase bleibt es sinnvoll, sich die Beson-
derheiten der kanadischen Existenz in Erinnerung
zu rufen.

Das zweitgrößte Land der Erde ist von drei Mee-
ren begrenzt und nur entlang der Grenze zu den 
USA einigermaßen dicht besiedelt. Der relative



Rohstoffreichtum war stets gleichbedeutend mit
einer hohen Abhängigkeit vom Außenhandel. Da-
bei ist die Dominanz der USA als Handelspartner
stetig gestiegen; heute gehen über 80 Prozent der
Exporte dorthin, 75 Prozent der Importe kommen
von dort. Im Gegensatz zu den Vereinigten Staa-
ten wurde die späte Gründung des kanadischen
Bundesstaats 1867 und die aus dem Westminster
Statute von 1931 hervorgegangene vollständige
politische Unabhängigkeit von Großbritannien
durch Evolution statt Revolution erreicht4. Aus
der vielfältigen Geschichte der Ureinwohner, der
französischen und dann britischen Kolonisation
sowie der nachfolgenden Einwanderung aus aller
Welt sind ein multikulturelles Gesellschaftsmo-
saik, ein stark dezentralisiertes föderales politi-
sches System und die auf Bundesebene gesetzlich
verankerte Zweisprachigkeit hervorgegangen.
Einerseits begründen diese Besonderheiten ein
überdurchschnittliches internationales Engage-
ment, das die inneren Prinzipien von Kompromiß
und Toleranz im Eintreten für Frieden, Menschen-
rechte und Umweltschutz nach außen zu tragen
versucht. Andererseits begrenzen der ständige
Schatten der USA und der innergesellschaftliche 
Sprengstoff den Handlungsspielraum kanadischer
Außenpolitik5.

4 Vgl. Seymour Martin Lipset, Continental Divide. The
Values and Institutions of the United States and Canada,
New York-London 1990.
5 Vgl. Kim Richard Nossal, The Politics of Canadian
Foreign Policy, Scarborough 19892.
6 Vgl. J. King Gordon, Canada’s Role as a Middle Power, 
Toronto 1966.

7 Zum wachsenden US-amerikanischen Einfluß vgl. Rai-
ner-Olaf Schultze, Kanada und die Vereinigten Staaten -
Ungleiche Nachbarn in Nordamerika, (Institut für Kanada-
Studien - Analysen und Berichte 3), Augsburg 1989; zur
Revolution tranquille vgl. Udo Kempf (Hrsg.), Quebec.
Wirtschaft-Gesellschaft-Politik, Bochum 1994.
8 Trudeaus Außenminister Mitchell Sharp grenzte diese
Option ab gegen die „first Option“ einer fallbezogenen Ad-
hoc-Strategie und die „second Option“ einer engeren Anbin-
dung an die USA, vgl. Government of Canada, Department
of External Affairs, Canada-U.S. Relations: Options for the
Future, International Perspectives, Ottawa, Herbst 1972.
9 Vgl. Jack L. Granatstein/Robert Bothwell, Pirouette:
Pierre Trudeau and Canadian Foreign Policy, Toronto 1990;
Stephen Clarkson, Canada and the Reagan Challenge,
Toronto 1985.

In der unmittelbaren Nachkriegszeit konnte Ka-
nada aufgrund der vorübergehenden Schwäche
europäischer und asiatischer Länder eine über-
durchschnittlich aktive Rolle beim Aufbau multila-
teraler Organisationen wie UNO, NATO, GATT
und IWF spielen. Einerseits mit Großbritannien
und dem Commonwealth, andererseits mit den 
USA eng verbunden, sicherte sich Ottawa seinen
Platz am Tisch der globalen Entscheidungsträger
und versuchte als Mittelmacht, zwischen kleinen
und großen Mächten, Ost und West sowie Nord
und Süd zu vermitteln6. Symbolischer Höhepunkt
der ersten Nachkriegsphase, des „goldenen Zeit-
alters“ kanadischer Diplomatie, war der Plan des
damaligen Außenministers und späteren Premier-
ministers Lester Pearson zur Beilegung der Suez-
Krise von 1956, für den er im Jahr darauf den 
Friedensnobelpreis erhielt. Seitdem haben Blau-
helm-Einsätze ihren zentralen Platz in Kanadas
Außenpolitik. Die außenpolitischen Grundzüge
der Ära St. Laurent/Pearson wurden auch durch 
das Zwischenspiel der konservativen Regierung
Diefenbaker von 1957 bis 1963 nicht wesentlich
verändert.

Entscheidend für den Übergang zur zweiten Nach-
kriegsphase kanadischer Außenpolitik war ein Ge-
nerations- und Persönlichkeitswechsel. Nach 1968
versuchte Pierre Trudeau, den veränderten globa-
len, kontinentalen und subnationalen Bedingun-
gen Rechnung zu tragen: der wiedererstarkten
Wirtschaftskraft Europas und Asiens, dem deut-
lich gewachsenen Einfluß der USA auf Kanada -
wirtschaftlich durch US-amerikanische Direkt-
investitionen, gesellschaftlich-kulturell durch die
Massenmedien - sowie dem auflebenden franko-
kanadischen Nationalismus im Zuge der „Stillen
Revolution“ in Quebec7. Die liberale Regierung
zielte darauf ab, die Außenpolitik stärker am natio-
nalen Interesse zu orientieren. Ottawa reduzierte
Kanadas NATO-Truppen drastisch, suchte Quebecs
neues Selbstbewußtsein durch die Mitarbeit in der
Frankophonie aufzufangen, führte staatliche Kon-
trollen ausländischer Direktinvestitionen ein, ver-
staatlichte wichtige Teile des Energiesektors und
versuchte vor allem, sich stärker nach Europa und
Asien zu öffnen. Doch diese Politik der „third
Option“8, der vorsichtigen Distanzierung von den
USA, scheiterte. Das Interesse der Asiaten und
Europäer, die sich ihrerseits verstärkt der konti-
nentalen Integration zuwandten, blieb zu gering.
Dazu kamen innerkanadische Widerstände vor
allem in den stark vom Handel mit den USA abhän-
gigen Regionen und Industrien. Am Ende der Ära
Trudeau überwog die Einsicht, daß die wachsende
wirtschaftliche und gesellschaftliche Verflechtung
mit den USA nicht aufzuhalten sei9.

Nach dem Wahlsieg der Konservativen 1984 setzte
Premierminister Mulroney im Gegensatz zu den
ursprünglichen Zielen Trudeaus und in auffallen-
der Übereinstimmung mit den US-Präsidenten
Reagan und Bush auf innenpolitische Deregulie-
rung, beseitigte die staatlichen Kontrollen im
Energie- und Investitionsbereich und reduzierte
den außenpolitischen Apparat sowohl in Ottawa
als auch im Ausland. Der eindeutige Schwerpunkt
seiner Regierungszeit lag auf der in erster Linie
wirtschaftlichen, in der Folge aber auch politischen



und kulturellen Festigung der Beziehungen zu den
Vereinigten Staaten10. Mit der Initiative für Ver-
handlungen über ein bilaterales Freihandelsab-
kommen fällte die kanadische Regierung 1985 die
wichtigste wirtschaftspolitische Entscheidung der
Nachkriegszeit, „wenn nicht die wichtigste Ent-
scheidung einer kanadischen Regierung in diesem
Jahrhundert überhaupt“11. Die bereits zuvor weit
fortgeschrittene wirtschaftliche Integration wurde
vertraglich fixiert und damit weiter vorangetrie-
ben. Noch entscheidender war jedoch der politi-
sche Traditionsbruch. Keine kanadische Nach-
kriegsregierung hatte bis dahin eine vertraglich
festgeschriebene wirtschaftliche Anbindung an die
USA akzeptiert. Die Gefahren für Kanadas natio-
nale Identität und Unabhängigkeit waren immer
als zu groß angesehen worden. Der bilaterale Frei-
handel als Politikziel Nummer eins hatte nicht nur
zu einer emotionalen, fast sämtliche politischen
Energien absorbierenden innenpolitischen De-
batte geführt, sondern verschärfte im Ergebnis
auch die regionalen, sozialen und politischen Span-
nungen12. Zudem traten für ein knappes Jahrzehnt
alle Möglichkeiten, Kanadas Außenbeziehungen
etwa in Richtung Europa zu diversifizieren, völlig
in den Hintergrund.

10 Anfang der achtziger Jahre gewann die selbstbewußte
Einschätzung Kanadas als Hauptmacht im internationalen
System an Einfluß, vgl. David Dewitt/John Kirton, Canada
as a Principal Power, Toronto u.a. 1983.
11 John G. H. Halstead, Kanadas Rolle in einer sich wan-
delnden Welt, Augsburger Universitätsreden 25, Augsburg
1994, S. 21.
12 Den besten Einblick in die kanadische Freihandels-
debatte geben Bruce Doern/Brian W. Tomlin, Faith and
Fear: The Free Trade Story, Toronto 1991. .

13 Das über 2000 Seiten umfassende NAFTA enthält aller-
dings wie jedes Handelsabkommen zahlreiche Ausnahme-
regelungen, vgl. Government of Canada, Department of
Finance, The North American Free Trade Agreement, An
Economic Assessment from a Canadian Perspective, Ottawa
1992.

III. Die Auswirkungen der
kontinentalen Freihandelsstrategie

Kanada hat sich mit FTA und NAFTA einem kon-
tinentalen Regelwerk für die uneingeschränkte Be-
wegungsfreiheit von Gütern, Dienstleistungen und
Kapital unterworfen. Die kontinentalen Spiel-
regeln betreffen so unterschiedliche Bereiche wie
den Gütertransport, finanzielle Transaktionen,
Telekommunikation, Lebensmittelkontrolle und
Gesundheitsstandards, also verschiedenste As-
pekte der Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik,
und lassen damit kaum einen Bereich des öffent-
lichen Lebens unberührt. Mit dem bilateralen
FTA, das Anfang 1994 mit dem Einschluß Mexi-
kos in das trilaterale NAFTA überging, beseitigt
Kanada zunächst bis 1999 die verbliebenen Zoll-

barrieren im Handel mit den USA und bis 2004 mit
Mexiko. Auch im Dienstleistungssektor, also etwa
für Banken und Versicherungen, entsteht schritt-
weise ein gemeinsamer Markt. Noch wichtiger sind
die Regelungen im Investitionsbereich. Jeder der
drei NAFTA-Partner verpflichtet sich, Investoren
aus den beiden anderen Ländern grundsätzlich
uneingeschränkt auf dem heimischen Markt agie-
ren zu lassen. Kanadische Bundesregierung und
die Provinzregierungen dürfen heimische Produ-
zenten grundsätzlich nicht mehr durch unfaire Sub-
ventionen fördern, durch spezielle technische
Standards schützen oder bei der Vergabe von
Staatsaufträgen bevorzugen13.

Zwar entsteht keine Nordamerikanische Union
nach europäischem Vorbild, vor allem fehlen
vergleichbare politische Institutionen. Aber auch
ohne gemeinsame Außenzölle wird der Zugang
zum NAFTA-Markt von außen erschwert. Euro-
päische und asiatische Anbieter genießen die in-
nerhalb des NAFTA-Raums bestehende Zollfrei-
heit nur, wenn sie ihre Waren zu einem bestimm-
ten Prozentsatz in Nordamerika produzieren. In
der Automobilindustrie beträgt dieser regionale
Fertigungsanteil nach einer mehrjährigen Über-
gangszeit 62,5 Prozent. Auch ohne nordamerika-
nisches Währungssystem sind die drei Landes-
währungen stark aneinander gebunden. Vor
allem verringert das NAFTA als marktorientier-
tes Regelwerk die Möglichkeiten der kanadischen
Bundesregierung, in das Spiel der Marktkräfte
im nationalen Interesse einzugreifen; es bindet
Ottawa und die Provinzregierungen mehr denn je
an Washington als wichtigstes wirtschaftspoliti-
sches Entscheidungszentrum für ganz Nordame-
rika. Eine umfassende staatliche Investitionskon-
trolle wie zu Zeiten der Foreign Investment
Review Agency unter Trudeau ist langfristig aus-
geschlossen. Die Kompetenz kanadischer Behör-
den, beispielsweise des Canadian Wheat Board
im Agrarbereich, wurde wesentlich einge-
schränkt. Der mit dem FTA eingerichtete und im
NAFTA erweiterte Streitschlichtungsmechanis-
mus hat zwar der kanadischen Seite in zahlrei-
chen bilateralen Handelsdisputen recht gegeben,
doch die Verfahren sind langwierig und schließen
neue protektionistische Schritte von US-amerika-
nischer Seite nicht aus. Die NAFTA-Zusatzab-
kommen zu den Bereichen Umweltschutz und
Arbeitnehmerrechte sind in weiten Teilen Ab-
sichtserklärungen und bisher ohne wirksame



Durchsetzungsverfahren14. Gerade weil in Nord-
amerika formelle politische Institutionen auf kon-
tinentaler Ebene fehlen, kann die informelle Do-
minanz Washingtons im „Nordamerika der drei“
höher gewertet werden als etwa die deutsche oder
französische Stimme im Europa der EU-Mit-
gliedstaaten.

15

14 Vgl. Frank W. Semrau, Die grüne Seite eines speziellen
Verhältnisses. Umweltbeziehungen zwischen Kanada und 
den USA, in: Zeitschrift für Kanada-Studien, 25 (1995) 1
(i.E.).
15 Vgl. Duncan Cameron/Mel Watkins (Hrsg.), Canada
Under Free Trade, Toronto 1993.

16 Vgl. Welcome to Cascadia, in: The Economist vom
21.5. 1994, S. 52.

Die Kontinentalisierung der achtziger Jahre hat in
Kanada vor allem zweierlei bewirkt: Sie hat die
politische Steuerungsfähigkeit der Bundesregie-
rung langfristig reduziert. Außerdem wurde die
kanadische Volkswirtschaft einem erhöhten wirt-
schaftlichen Konkurrenzdruck ausgesetzt, der
allerdings auch ohne FTA auf Dauer nicht zu ver-
meiden gewesen wäre. Freihandelsbefürworter
verweisen unter anderem auf die vielverspre-
chende Kombination kanadischer Rohstoffe, US-
amerikanischer Technologie und billiger mexikani-
scher Arbeitskraft im globalen Wettbewerb mit
den Wirtschaftsräumen Westeuropa und Südost-
asien. Doch auch in Kanada ist die Bedeutung des
reinen Rohstoffexports stark zurückgegangen. Vor
allem die traditionell im heimischen Markt gut ge-
schützten kleinen und mittelgroßen kanadischen
Unternehmen haben sich mit solcher Wucht dem
kontinentalen Wettbewerb ausgesetzt, daß in den
Jahren 1989 bis 1993 in Kanada rund 500000
Arbeitsplätze verlorengingen, die Mehrzahl davon
nicht konjunkturell bedingt, sondern dauerhaft.
Mit dem FTA wurde in Kanada ein tiefgreifender
innerer Umstrukturierungsprozeß in Gang gesetzt,
in dem die am stärksten betroffenen Arbeitnehmer
kaum durch staatliche Unterstützungsprogramme
aufgefangen wurden15. Erst nachdem der Kurs des
kanadischen Dollar nach einem exporthemmenden
Höhenflug gegenüber dem US-Dollar wieder ge-
sunken ist und sich die allgemeine wirtschaftliche
Erholung bemerkbar macht, ist die Arbeitslosen-
rate von deutlich über elf auf unter zehn Prozent
gesunken.

Die Gefahren, die durch den Freihandel für die
nationale kanadische Einheit entstanden, wurden
offensichtlich unterschätzt. Nur mit Hilfe der
exportorientierten Westprovinzen, voran Alberta,
und mit der Unterstützung Quebecs, dem im Ge-
genzug verfassungspolitisches Entgegenkommen
zugesagt wurde, konnte Mulroney die vom Thema
Freihandel dominierten Wahlen 1988 - denkbar
knapp - gewinnen und somit die Außenpolitik der
Kontinentalisierung fortsetzen. Die ohnehin stär-
keren kanadischen Wirtschaftsregionen profitieren

davon, die schwächeren haben zusätzliche Pro-
bleme. Für die exportstarke Provinz British
Columbia etwa ist die als Cascadia bezeichnete
grenzübergreifende Wirtschaftsregion einschließ-
lich der US-Bundesstaaten Washington und Ore-
gon längst wichtiger als der innerkanadische Han-
del16. Die Verfassungsreform als innenpolitisches
Gegenstück zum Freihandel als außenpolitischem
Primärziel schlug fehl, auch in diesem Bereich war
Kanada am Ende der Regierungszeit Mulroney
stärker fragmentiert als zu Beginn der achtziger
Jahre. Die Bundesregierung steht heute unter dem 
doppelten Druck, weitere Kompetenzen nach
außen im kontinentalen Rahmen und nach innen
an die Provinzen abzugeben. Güter-, Dienstlei-
stungs- und Kapitalströme fließen infolge des
kontinentalen Freihandels immer weniger in Ost-
West-Richtung zwischen den kanadischen Provin-
zen und immer mehr in Nord-Süd-Richtung über
die nationale Grenze zu den USA hinweg. Auf den
nationalen Zusammenhalt bedachte Maßnahmen
wie der innerkanadische Finanzausgleich fallen
immer schwerer.

Im Rückblick blieb Kanada jedoch trotz aller ent-
standenen Probleme keine andere Wahl, als sich
Mitte der achtziger Jahre dem Trend zur Bildung
kontinentaler Wirtschaftsräume anzuschließen.
Die Europäer verstärkten ihrerseits die kontinen-
tale Integration, der GATT-Prozeß stockte. Der
Anteil der USA am kanadischen Gesamtexport
war von 65 Prozent im Jahr 1970 auf 78 Prozent
1985 gestiegen. Gleichzeitig machte den kanadi-
schen Exporteuren wachsender US-amerikani-
scher Protektionismus zu schaffen. Vor dem Re-
gierungswechsel 1984 hatten die Freihandelspläne
auch in der Liberalen Partei immer mehr Anhän-
ger gefunden. Wichtige Teile der Wissenschaft,
vor allem aber die Mehrheit der Unternehmer
drängten auf ein umfassendes Abkommen mit den 
USA. Es bleibt allerdings die Frage, ob die Regie-
rung Mulroney bei der Umsetzung der Freihan-
delspläne nicht zu einseitig auf die Kräfte des
Marktes und die Partnerschaft mit den USA ge-
setzt und die innenpolitischen Probleme damit un-
nötig verschärft hat.

IV. Die Folgen des Truppenrückzugs
aus Europa

Die konservative Regierung hatte die Verteidi-
gungsausgaben nach 1984 zunächst erhöht und in
ihrem verteidigungspolitischen Weißbuch von 1987



noch die Rolle der NATO im Spannungsfeld zwi-
schen Ost und West betont17. Durch den Fall der
Mauer in der DDR im Herbst 1989, das Auseman-
derbrechen der Sowjetunion und das Ende des
Warschauer Pakts wurde diesen Ansätzen die
Grundlage entzogen. Unter dem gleichzeitigen
Druck des wachsenden Haushaltsdefizits kündigte
Ottawa Ende Februar 1992 den Abzug der kanadi-
schen Truppen aus Lahr und Baden-Söllingen 
innerhalb der folgenden beiden Jahre und damit
das faktische Ende ihres traditionellen NATO-
Engagements in Europa an. Die an sich nachvoll-
ziehbare Entscheidung führte vor allem deshalb zu
Spannungen innerhalb der Allianz, weil die Bünd-
nispartner vorher nicht konsultiert worden waren
und die künftige Rolle Kanadas in der NATO
ungeklärt blieb18.

17 Auszüge aus dem Verteidigungsweißbuch sind doku-
mentiert in Arthur E. Blanchette (Hrsg.), Canadian Foreign
Policy 1977-1992, Selected Speeches and Documents,
Ottawa 1994.
18 Vgl. Paul Letourneau, Kanada: Weg von der NATO?,
in: Europa-Archiv, (1992) 11, S. 303-312.
19 Vgl. Allen G. Sens, Canadian Defence Policy after the
Cold War: Old Dimensions and New Realities, in: Canadian
Foreign Policy, 1 (1993) 3, S.7-27.
20 Vgl. Wilhelm von Bredow, Zwischen Empathie und 
Eigeninteresse. Kanada und der KSZE-Prozeß am Ende des
Ost-West-Konflikts, in: Zeitschrift für Kanada-Studien, 21
(1992) 1, S. 137-152.

21 P. Letourneau (Anm. 18), S. 309.
22 Zwischen 1948 und 1988 gab es 21 Blauhelmmissionen,
vgl. Jack L. Granatstein, Peacekeeping: Did Canada Make a
Difference? And What Difference Did Peacekeeping Make
to Canada?, in: John English/Norman Hillmer (Hrsg.),
Making a Difference? Canada’s Foreign Policy in a Changing
World Order, Toronto 1993, S. 222-236.

Kanadas Internationalismus während des Kalten
Kriegs hatte drei wesentliche Motive. Erstens
stand die Konfrontation der Supermächte im Hin-
tergrund, die indirekt auch Kanada in seiner natio-
nalen Sicherheit bedrohte. Zweitens wurde ein
transatlantisches Gegengewicht zur immer engeren
Anbindung an die USA gesucht. Drittens wollte
sich Kanada durch sein globales Engagement im
Rahmen von NATO und UNO international
Gehör verschaffen und erhoffte sich davon
rückwirkend positive Einflüsse auf die nationale
Souveränität und Identität. Damit hatte Kanadas
Internationalismus stets eine kontinentale, eine
euro-atlantische und eine globale Dimension19.
Die kontinentale Bindung wurde 1958 verfestigt
durch die Verträge über die nordamerikanische
Verteidigungsgemeinschaft NORAD, das euro-
atlantische Engagement ab Beginn der siebziger 
Jahre ergänzt durch die kanadische Beteiligung am 
KSZE-Prozeß20, die globale Dimension vertieft
durch den Grundsatz, an sämtlichen Blauhelm-
aktionen der UNO teilzunehmen.

Zwar waren die in Europa stationierten kana-
dischen Truppen von der Quantität her stets
nachrangig, qualitativ bildeten sie jedoch aus euro-
päischer Sicht eine wichtige Ergänzung des US-
amerikanischen Engagements. Kanadische Pläne
für eine Truppenreduzierung verstanden die Euro-

päer stets als negatives Signal. Als besonders
gefährlicher Präzedenzfall wurde die entspre-
chende Ankündigung der Regierung Trudeau 1968
gesehen. Sie fiel in eine Zeit starker isolationisti-
scher Tendenzen in den USA aufgrund erster Han-
delsdefizite und des Vietnamkriegs. Ebenso er-
schien es aus europäischer Sicht in den siebziger
Jahren paradox, daß die kanadische Regierung
gleichzeitig die wirtschaftlichen Bindungen an Eu-
ropa stärken und die militärischen reduzieren
Wollte. Nachdem Bundeskanzler Schmidt Trudeau
den wirtschaftlich-strategischen Gesamtzusam-
menhang der Beziehungen verdeutlich hatte,
kennzeichnete der Kauf von über 100 deutschen
Panzern „den Beginn eines neuen, mehr oder we-
niger erzwungenen Interesses für die NATO“21.

In Verbindung mit der Herausbildung kontinen-
taler Wirtschaftsblöcke ergab sich aus dem 1992
angekündigten kanadischen Truppenrückzug eine
ähnliche Problematik. Wie 1968 wurden die Ver-
bündeten vorab nicht von Ottawa konsultiert,
wiederum stärkte die kanadische Entscheidung
die Logik eines amerikanischen Rückzugs. Vor
allem fehlte von nordamerikanischer wie europäi-
scher Seite ein schlüssiges Konzept zur Neuorien-
tierung der transatlantischen Partnerschaft, ob-
wohl deren integrative Funktion grundsätzlich
von allen Seiten auch für die Zukunft als not-
wendig erachtet wurde. Für Kanada schwächte
der Rückzugsbeschluß zudem die Aussichten,
nach der durch NAFTA-Vertragsabschluß und
OAS-Beitritt verfestigten Kontinentalisierung
neue handelspolitische Initiativen in Richtung
Europa glaubhaft zu machen. Eine gemeinsame
Strategiediskussion und ein etwas späterer Rück-
zug der Kanadier hätten viele dieser Probleme
mildern können.

Zwar hat Kanada im Gegenzug zum Abzug der
NATO-Truppen sein Engagement im Rahmen der
UNO ausgeweitet. Einige Truppenteile wurden
direkt aus Baden-Württemberg ins ehemalige
Jugoslawien verlegt. Seitdem stellt Kanada durch-
schnittlich das drittstärkste Blauhelmkontingent in
Bosnien und Kroatien, 1994 mit etwa 2000 Mann. 
Ebenso blieb Ottawa trotz der enormen Auswei-
tung des UNO-Engagements in aller Welt dem
Grundsatz treu, sich an sämtlichen Blauhelmein-
sätzen zu beteiligen, und unterstützte alle 15 nach
1989 gestarteten Aktionen22. Doch die Kanadier
haben ihren Einsatz auf dem Balkan erst nachträg-



lieh als direkte Ausgleichsmaßnahme für den
Abzug der NATO-Truppen und Beweis ihres wei-
teren Engagements in Europa präsentiert. Vieler-
orts wird zudem gerade der verstärkte UNO-Ein-
satz als Lockerung der Bindungen an die NATO
verstanden. Das UNO-Motiv sei in Ottawa in
Wirklichkeit schon immer das primäre gewesen
und habe nur zu Zeiten des Ost-West-Konflikts
hinter dem NATO-Motiv zurückstehen müssen, so
die Argumentation23.

23 Vgl. Günther Gillessen, Zwischen UN und NATO, in:
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 9.3. 1993, S. 18.
24 Vgl. Canada ponders Bosnia options, in: The Globe and 
Mail (Toronto) vom 21.4. 1994, S. 8.

25 Vgl. Southern Exposure, in: Maclean’s (Toronto) vom
28.11. 1994, S.56f.
26 So hat Chretien einen offiziellen Besuch in Washington
bisher vermieden. Clintons Antrittsbesuch in Ottawa fand 
Mitte Februar 1995 erst nach über zweijähriger Amtszeit
statt. Dabei gab der US-Präsident dem Premierminister aller-
dings vor allem in der Qubec-Frage demonstrativ Rücken-
deckung, vgl. Clinton Makes Plea For Canadian Unity, in:
International Herald Tribune vom 25./26.2. 1995, S. 3.
27 Vgl. Mexiko des Nordens, in: Die Zeit vom 3.2. 1995,
S.27.
28 Vgl. Shrinkage, in: The Economist vom 4.3. 1995, S. 55.

Die kontinentale wirtschaftspolitische und globale
sicherheitspolitische Zäsur der kanadischen Außen-
politik wirkt auf das transatlantische Verhältnis in
der gleichen Richtung: Die Bindungen werden
einer Belastungsprobe ausgesetzt. Mit der Ent-
scheidung für den kontinentalen Freihandel hat
sich Kanada als amerikanische Nation identifiziert,
mit dem Truppenabzug aus Europa die euro-
atlantische Dimension der Sicherheitspolitik ge-
schwächt. Wie schon unter Trudeau in den siebzi-
ger Jahren wurde auch unter Mulroney zu Beginn
der neunziger Jahre der Zusammenhang zwischen
wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Aspek-
ten nicht ausreichend berücksichtigt. Doch hier ist
umgekehrt auch Kritik an den Europäern anzu-
bringen. Die Chance, Kanada etwa in der Bosnien-
politik stärker in die Entscheidungsprozesse ein-
zubinden, wurde vertan. Obwohl Ottawa bei aller
innenpolitischen Problematik sein Engagement auf
dem Balkan aufrechterhalten, Washington dage-
gen keine Bodentruppen stationiert hat, sitzt
Kanada nicht als Mitglied in der Bosnien-Kontakt-
gruppe und war nur indirekt an den Entscheidun-
gen über NATO-Luftangriffe auf serbische Stel-
lungen beteiligt24. Auch von europäischer Seite
gibt es nach wie vor kein überzeugendes Konzept,
wie die rivalisierenden Organisationen UNO,
NATO, WEU und OSZE sinnvoll unter einen Hut
zu bringen sind. Aus kanadischer Perspektive stellt
sich gerade in der Bosnienpolitik die Frage, warum
sich Kanada engagieren soll, wenn den Europäern
selbst die Entschlossenheit zu einer gemeinsamen
Strategie fehlt.

V. Die Außenpolitik der Regierung
Chretien

Seit dem Regierungswechsel Ende Oktober 1993
haben die Liberalen deutliche außenpolitische Ak-
zente gesetzt. Wie schon in den Jahrzehnten zuvor 

wurden diese allerdings in der deutschen Öffent-
lichkeit zumindest in ihrer Bedeutung für Kanada
kaum wahrgenommen. Vier Themenkomplexe er-
scheinen beispielhaft für den künftigen außenpoli-
tischen Kurs. Erstens hat Chretien das von seiner
Partei einst heftig kritisierte nordamerikanische
Freihandelsabkommen als Handlungsgrundlage
akzeptiert, mit Jahresbeginn 1994 ist das NAFTA
in Kraft getreten. Gemäß der Abschlußerklärung
des Amerika-Gipfels von Miami im Dezember
1994 soll NAFTA bis zum Jahr 2005 zu einer den 
gesamten Kontinent umfassenden Freihandels-
zone, der Free Trade Area for the Americas
(FTAA), ausgebaut werden, erster Beitrittskandi-
dat ist Chile. Nachdem Ottawa den Verhandlun-
gen mit Mexiko nur unter Zugzwang zugestimmt
hatte, betreibt es jetzt offensiv die Erweiterung der
Freihandelszone, um das Übergewicht Washing-
tons zu mildern25. Mit der Krise des mexikanischen
Peso und der von den USA getragenen finanziellen
Rettungsaktion wurde offensichtlich, daß der
NAFTA-Raum inzwischen als kontinentale
Schicksalsgemeinschaft begriffen wird. Auch
Kanada hat sich trotz der eigenen prekären Haus-
haltslage mit 1,5 Milliarden US-Dollar am Hilfs-
paket für Mexiko beteiligt. Chretien setzt aus
innenpolitischen Gründen formell auf Distanz zu
Washington, die informellen Kontakte werden
aber weiter ausgebaut26. Zweitens versucht die
kanadische Regierung mit allen Mitteln, verun-
sicherte ausländische Investoren zu beruhigen.
Nach der Etablierung des Bloc Quebecois als Op-
positionspartei in Ottawa haben die Separatisten
mit dem Wahlsieg des Parti Quebecois in Quebec
im September 1994 weiteren Auftrieb erhalten.
Zur politischen Unsicherheit vor dem erwarteten
Referendum kommt die Staatsverschuldung. Da
der Anteil der ausländischen Gläubiger besonders
hoch ist - die Auslandsverschuldung macht knapp
die Hälfte der Gesamtverschuldung aus -, sieht
sich Kanada an den Rand seiner Kreditwürdigkeit
gebracht27. Der Ende Februar vorgestellte Spar-
haushalt sieht in der Folge unter anderem vor,
45000 Staatsangestellte zu entlassen und die Ent-
wicklungshilfe in den nächsten drei Jahren um 21
Prozent zu kürzen28. Den dritten Schwerpunkt hat
der neue Premierminister mit seiner Asienreise im



November 1994 gesetzt. Die größte kanadische
Handelsdelegation aller Zeiten, die als Team Ca-
nada die Premiers sämtlicher Provinzen mit Aus-
nahme Quebecs und über 300 Unternehmer mit
einschloß, brachte vor allem in China Verträge in
Milliardenhöhe unter Dach und Fach. In Indone-
sien bekräftigte Chretien das Ziel der 18 in der
Asia Pacific Economic Cooperation (APEC) zu-
sammengeschlossenen Staaten, bis zum Jahr 2020
eine transpazifische Freihandelszone zu schaffen29.
Viertens erhielt schließlich das traditionell positive
Image der kanadischen Blauhelmtruppen einen
schweren Schlag, als im Januar 1995 das Eliteregi-
ment der Armee aufgelöst wurde, nachdem
schwere Vergehen einzelner Soldaten beim UNO-
Einsatz in Somalia bewiesen worden waren - dies
zu einer Zeit, in der der Verteidigungshaushalt
nachhaltig nach Einsparmöglichkeiten durchfor-
stet wird30.
Auch die langfristigen Strategiepapiere der Regie-
rung Chretien machen deutlich, daß die Schwer-
punkte künftiger kanadischer Außenpolitik thema-
tisch im Bereich Wirtschaft und geographisch in
Amerika und Asien liegen. Anfang Dezember
1994 hat die Regierung ihr neues Verteidigungs-
weißbuch vorgelegt31. Danach wird die Gesamt-
zahl der regulären Streitkräfte bis 1999 von 72 000
auf 60000, die Zahl des Zivilpersonals von 33000
auf 20000 reduziert. Der Beitrag zur allgemeinen
Infrastruktur der NATO wird verringert, bilaterale
Projekte mit lateinamerikanischen und südostasia-
tischen Staaten sollen dagegen mehr Beachtung
finden. Selbst im Bereich der UNO-Friedensmis-
sionen kündigt sich eine neue Bescheidenheit an.
Zwar sollen die Kapazitäten für Blauhelmeinsätze
ungeschmälert aufrechterhalten werden, doch
Ottawa will erstens eine strengere Auswahl treffen
und zweitens im Fall einer Beteiligung auf stärkere
Mitspracherechte pochen.
Noch deutlicher wird die Zielsetzung mit dem im
Februar 1995 als Weißbuch veröffentlichten
außenpolitischen Gesamtkonzept32, In klarer Ab-
stufung werden die drei Hauptziele staatlicher
Außenpolitik formuliert: „The promotion of pros- 
perity and employment; The protection of our
security...; The projection of Canadian values
and culture." Die Förderung von Handel und Inve-
stitionen rangiert mit Abstand an der Spitze. Da-
bei versteht sich der kanadische Staat ausdrücklich

als Partner der Exportwirtschaft. Der Sicherheits-
begriff wird neu definiert und auf Probleme wie
Migration, internationaler Terrorismus und Dro-
genhandel erweitert. Der Schutz der Menschen-
rechte wird zwar mehrfach hervorgehoben, muß
aber gegenüber der Handelsförderung deutlich zu-
rückweichen. Eine Aufwertung innerhalb der drit-
ten Themengruppe erfährt dagegen die Kulturpoli-
tik, was vor allem auf einen weiteren Ausbau der
in diesem Bereich gut fundierten deutsch-kanadi-
schen Beziehungen hoffen läßt33.

VI. Neue Brücken über den Atlantik?

Die Regierung Chretien sieht Kanada ohne Zwei-
fel in erster Linie als amerikanische und an zweiter
Stelle als pazifische Nation. Doch sie zeigt auch In-
teresse, neue Brücken über den Atlantik zu schla-
gen, die Atlantische Gemeinschaft durch neue In-
stitutionen wiederzubeleben. Im wirtschaftlichen
Bereich steht dabei das Projekt eines „neuen
NAFTA“, eines North Atlantic Free Trade Agree-
ment, im Mittelpunkt, wie es Chretien unter ande-
rem Anfang Dezember in Paris vorgeschlagen
hat34. Von europäischer Seite haben die Verteidi-
gungsminister Großbritanniens, Frankreichs und
der Bundesrepublik auf der Wehrkundetagung im
Februar 1995 in München davon gesprochen, die
NATO zu einer amerikanisch-europäischen Pro-
blemlösungsgemeinschaft fortzuentwickeln, deren
Aufgaben weit über den traditionellen militäri-
schen Bereich hinausreichen sollen35. Die genauen
Konturen des angestrebten Grundlagenvertrags,
der auf den transatlantischen Erklärungen von
1990 aufbauen soll, sind allerdings noch unklar.
Die Absichtserklärungen auf beiden Seiten zeigen
zwar, daß die Gefahr der Entfremdung ernst-
genommen wird, konkrete Schritte zur Problem-
lösung lassen allerdings auf sich warten. Zudem ist
für die Europäer Washington der erste Adressat,
nicht Ottawa. Doch hier zeigt sich einmal mehr das
ungenutzte Potential der deutsch-kanadischen Be-
ziehungen: Für Deutschland im traditionellen
Spannungsfeld zwischen den USA einerseits und
Europa, vor allem Frankreich, andererseits könnte
Kanada in der Nordamerikapolitik ein nützliches



Bindeglied sein. Umgekehrt ließe sich für Kanada
auf diesem Weg prüfen, ob der Integrationsschritt
NAFTA den außenpolitischen Handlungsspiel-
raum verkleinert, oder ob Ottawas Stellenwert
steigt und die kontinentale Einbindung so neue
Möglichkeiten eröffnet.

Die kanadische Seite hat in den vergangenen bei-
den Jahren wiederholt betont, nach der Konzen-
tration auf den NAFTA-Abschluß müsse Europa
wieder stärker ins Blickfeld rücken, dabei spiele
Deutschland eine zentrale Rolle. Kanadas Han-
delsminister Roy MacLaren bezeichnet die Bun-
desrepublik immer wieder als „Powerhouse“ der
Europäischen Union und als Basis für die Erschlie-
ßung der osteuropäischen Märkte36. Kanadas Bot-
schafter in Bonn, Paul Heinbecker, wird nicht
müde, sein Land als den für deutsche Bedürfnisse
am besten, geeigneten Investitionsstandort inner-
halb des nordamerikanischen Wirtschaftsraums zu
präsentieren37. Doch bei allen gutgemeinten Ab-
sichtserklärungen bleibt deutlich: Die Beziehun-
gen zwischen den kontinentalen Handelszentralen
Brüssel und Washington, zwischen Finanzzentren
wie Frankfurt und Toronto, zwischen wirtschaft-
lichen Partnerregionen wie Bayern und Quebec
oder Baden-Württemberg und Ontario sind min-
destens ebenso wichtig geworden wie das Verhält-
nis Bonn-Ottawa. Der Nationalstaat hat struktu-
rell enorm an Bedeutung verloren, er steht stärker
als je zuvor in Konkurrenz zu zahlreichen anderen
Akteuren, staatlichen wie nichtstaatlichen38.

Der Atlantik ist nicht nur im kanadischen und
amerikanischen, er ist auch im deutschen und
europäischen Bewußtsein breiter geworden. Doch
gerade 1995 lohnt der Blick nach Kanada mehr
denn je, nicht nur weil in Halifax Mitte Juni der
G-7-Gipfel der führenden Industrienationen statt-
findet und voraussichtlich im gleichen oder einem
der folgenden Monate das Unabhängigkeitsrefe-
rendum in Quebec. Kaum ein anderes Land spie-
gelt so modellhaft die Veränderungen der Welt-
politik wider. In Kanada ist die Staatsverschuldung
bedrohlicher, die Herausforderung durch ethnisch-
regionale Fragmentierung größer, der Sog konti-
nentaler Integration kräftiger, die Frage nach der
verbleibenden globalen Verantwortung drängen-
der als in vergleichbaren OECD-Staaten. Ein
(nach wie vor unwahrscheinliches) Auseinander-
brechen des Nationalstaats Kanada würde zwar
keineswegs zwangsweise ähnliche Entwicklungen
in Westeuropa anstoßen. Dazu ist Kanada zu sehr
Sonderfall. Dennoch gilt: Ob Ottawa die staatliche
Verschuldung in den Griff bekommt, ob sich
Kanada trotz regionaler Sonderansprüche als
Bundesstaat behaupten kann, ob trotz mexikani-
scher Billiglohnkonkurrenz neue zukunftsträchtige
Arbeitsplätze entstehen, in welchem Maße die
Kanadier Umweltschutz, Entwicklungshilfe, die
Verteidigung der Menschenrechte und UN-Blau-
helmmissionen weiterhin als Verpflichtung begrei-
fen - all dies wird ein charakteristisches Licht auf
die Problemlösungskapazität des Nationalstaats
von morgen werfen.



Martin Thunert: Die Innenpolitik der USA unter Präsident Clinton zwischen Reform
und Gegenreform

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/95, S. 3-12

Die Frustrationen und Zukunftsängste der Mittelschicht haben das innenpolitische Geschehen der USA
während der vergangenen Jahre maßgeblich bestimmt. Sie brachten Bill Clinton 1992 ins Weiße Haus und 
der Republikanischen Partei 1994 die Mehrheit im Kongreß. Clinton wollte sich der Anliegen der „vergesse-
nen Mittelklasse“ annehmen und versprach eine Regierung, die den Menschen die Anpassung an eine
hochtechnisierte und globale Volkswirtschaft durch gezielte Investitionen in Humanressourcen und Infra-
struktur erleichtern werde.
Nach dem Erdrutschsieg der Republikaner bei den Kongreßwahlen vom November 1994 sieht sich Clinton
mit einer Legislative unter Führung des selbstbewußten „Speakers“ des Repräsentantenhauses, Newt Ging-
rich, konfrontiert, deren konservative gesetzgeberische Hauptanliegen - im „Vertrag mit Amerika“ nieder-
gelegt - im Zurückschrauben zentralstaatlicher Eingriffe in Wirtschaft und Gesellschaft und in drastischen
Ausgabenkürzungen sowie Kompetenzverlagerungen an die Einzelstaaten im Sozialbereich bestehen. Für
den Rest seiner Amtszeit hat Clinton die Initiative in der Innenpolitik an die Republikaner um Newt Ging-
rich verloren. Seine Chancen, wiedergewählt zu werden, hängen nicht zuletzt davon ab, wie er diese Kon-
stellation zu meistern versteht und ob er das Vertrauen der Mittelschichtwähler zurückerobern kann.

Charles M. Weston: Die US-Außenpolitik zwischen Kontinuität und Neubestimmung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/95, S. 13-21

Der außenpolitische Kurs Clintons ist an die Bereitschaft anderer Staaten gekoppelt, Verantwortung zu
übernehmen und anfallende Kosten mitzutragen. Für eine Stärkung des bereits unter Bush eingeleiteten
kostenbewußten außenpolitischen Multilateralismus sprechen mehrere Faktoren: der relative Rückgang der
wirtschaftlichen Leistungskraft während der vergangenen Jahrzehnte, der die Kostenfrage bei allen auswär-
tigen Aktionen in den Vordergrund rückt; die nach dem Ende des Ost-West-Konflikts gesunkene Bereit-
schaft der internationalen Staatengemeinschaft, weltpolitische Alleingänge der Führungsmacht zu akzeptie-
ren; das starke Interesse der amerikanischen Bevölkerung an der Bewältigung drängender innen- und
sozialpolitischer Aufgaben (z.B. die Verminderung der Steuerlast, Verbrechensbekämpfung, Reform der
Fürsorge und Alterssicherung, Erneuerung des Bildungs- und Gesundheitswesens, Verbesserung der Infra-
struktur), deren Lösung sich nicht mit der Rolle eines „allgegenwärtigen Weltpolizisten“ vereinbaren läßt.

Rainer-Olaf Schultze/Steffen Schneider: Hat der kanadische Nationalstaat eine Zukunft?
Aktuelle Probleme und Herausforderungen kanadischer Innenpolitik

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/95, S. 22-31

Kanada befindet sich gegenwärtig auf dem Höhepunkt einer akuten Verfassungs-, Repräsentations- und 
Integrationskrise, die nicht nur die Handlungs- und Steuerungsfähigkeit seines politischen Systems, sondern
auch seine staatliche Existenz in Frage stellt. Diese Krise ist zum einen zurückzuführen auf die wirtschafts-
und sozialpolitischen Problemlagen, mit denen National- und Wohlfahrtsstaaten seit den siebziger Jahren
durch den Übergang zum Postfordismus konfrontiert sind, zum anderen auf spezifisch kanadische, unter
den Bundesregierungen Trudeau und Mulroney entstandene oder zugespitzte verfassungspolitische
Problemlagen. Das gescheiterte Referendum zur Verfassungsreform im Herbst 1992, die Unterhauswahlen
im Herbst 1993 und die Provinzwahlen in Quebec im Herbst 1994 waren die vorläufigen Höhepunkte dieser
mehrfachen Krise; in Kürze wird nach 1980 zum zweiten Mal ein Referendum zur Unabhängigkeit Quebecs
folgen.

Ralf Borchard: Die Außenpolitik Kanadas nach dem Ende des Ost-West-Konflikts

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 17/95, S. 32-39

Der Beitrag charakterisiert drei Phasen kanadischer Außenpolitik zwischen 1945 und 1993: die Ära St. Lau-
rent/Pearson, die Ära Trudeau und die Ära Mulroney. Anschließend wird untersucht, welche Konsequen-
zen sich aus der wirtschaftlichen Kontinentalisierung für den Handlungsspielraum kanadischer Außenpolitik
ergeben und welche Auswirkungen der kanadische Truppenrückzug auf die europäisch-kanadischen Bezie-
hung hatte. Anhand der Ende 1994 und Anfang 1995 veröffentlichten Weißbücher für Verteidigung und 
Außenpolitik wird die Zielsetzung der jetzigen Regierung verdeutlicht. Europa und Nordamerika haben
sich in wirtschaftlicher und sicherheitspolitischer Hinsicht voneinander entfernt. Für die kanadische Politik
ist der Atlantik breiter, der Pazifik dagegen schmaler, der eigene Kontinent über die USA hinaus wichtiger
geworden. Dennoch zeigt Kanada seit dem Regierungswechsel zu Chretien verstärkt Interesse, neue
Brücken über den Atlantik zu schlagen, auch nach Deutschland.


